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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates mit allgemeinen Regeln für die 
Gewährung von Beihilfen für die private Lagerhaltung von 
Fladis und Hanf. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
mit allgemeinen Regeln für die Gewährung von Beihilfen für die 
private Lagerhaltung von Fladis und Hanf 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinsdiaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf ^), insbeson- 
dere auf Artikel 5 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 bestimmt in 
Artikel 5, daß Interventionsmaßnahmen in Form 
von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung getroffen 
werden müssen, wenn unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Mengen an Flachs- und Hanffasern im 
Vergleich zur voraussichtlichen Nachfrage ein zeit- 
weiliges Ungleichgewicht zu erwarten ist. 

Die wichtigsten Kriterien, anhand deren festge- 
stellt werden kann, ob ein derartiges Ungleich- 
gewicht besteht, sind festzulegen. 

Damit das Beihilfesystem reibungslos funktionie- 
ren kann, ist der durch die Beihilfen begünstigte 
Personenkreis festzulegen. 

Um die Leistungsfähigkeit des Systems zu ver- 
bessern, empfiehlt es sich, die Festsetzung von 
Mindest- und Höchstmengem vorzusehen, über die 
Lagerverträge abgeschlossen werden können. 

Die Laufzeit dieser Verträge darf die Zeitspanne 
nicht überschreiten, in der normalerweise die 
Wirkung der vorübergehenden Schwankungen von 
Angebot und Nachfrage auf dem Markt abge- 
schwächt werden kann. 

Zur Vereinfachung der Verwaltung ist es ange- 
bracht, die Voraussetzungen für die Einreichung der 
Beihilfeanträge zu regeln. 

Um die mit der Beihilfe verfolgten Ziele zu er- 
reichen, müssen bei deren Höhe die sich aus der 
Lagerung ergebenden Kosten und die Zinsen be- 
rücksichtigt werden. 

Die angestrebte Regulierung des Marktes kann 
erreicht werden, wenn die vertraglich erfaßten 
Fasern während der Laufzeit des Vertrags nicht auf 
den Markt gebracht werden. 

Es müssen geeignete Maßnahmen für den Fall 
vorgesehen werden, daß die Marktlage sowie das 
Preisniveau es erfordern, den Abschluß der Ver- 
träge auszusetzen und gegebenenfalls die vertrag- 
lich eingelagerten Waren auszulagern - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Um festzustellen, ob in der Gemeinschaft unter Be- 
rücksichtigung der verfügbaren. Mengen an Flachs- 
und Hanffasern im Vergleich zur voraussichtlichen 
Nachfrage ein zeitweiliges Ungleichgewicht zu er- 
warten ist, werden insbesondere berücksichtigt: 

a) die in der Gemeinschaft verfügbaren Mengen 
an Flachs- und Hanffasern sowie die voraussicht- 
lichen Einfuhren bis zum Ende des laufenden 
Wirtschaftsjahres; 

b) die voraussichtliche Nachfrage nach Fasern in 
der Gemeinschaft sowie die voraussichtlichen 
Ausfuhren bis zum Ende des laufenden Wirt- 
schaftsjahres; 

c) das Preisniveau für Fasern auf dem Markt der 
Gemeinschaft sowie die voraussichtliche Ent- 
wicklung der Preise. 

Artikel 2 

1. Die Verträge werden ohne Diskriminierung mit 
den Besitzern von Flachs- und Hanffasern mit Ur- 
sprung in der Gemeinschaft abgeschlossen, die 
einen entsprechenden Antrag stellen und gewisse 
Voraussetzungen erfüllen. 

2. Im Sinne von Artikel 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1308/70 gelten als Besitzer von Fasern mit Ur- 
sprung in der Gemeinschaft mit Ausnahme der Ver- 
arbeiter alle natürlichen oder juristischen Personen, 
die derartige Fasern besitzen. 

Artikel 3 

Die Lagerverträge betreffen Posten, deren Mengen 
zwischen einer noch festzulegenden Mindest- und 
Höchstgrenze liegen. 

Diese Verträge können auf bestimmte Faserquali- 
täten beschränkt werden. 

Artikel 4 

Die Lagerverträge werden für eine Zeit von höch- 
stens drei Monaten abgeschlossen. 

Die Laufzeit dieser Verträge kann jedoch nicht über 
das Ende des Wirtschaftsjahres hinausgehen, in dem 
die Verträge abgeschlossen wurden. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 
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Artikel 5 

Ein Antrag auf Beihilfe für die private Lagerhaltung 
darf nur in dem Land gestellt werden, in dem das 
Erzeugnis gelagert werden soll, es sei denn, es liege 
eine besondere Genehmigung vor. 

Artikel 6 

Die Höhe der Beihilfe ist in der gesamten Gemein- 
schaft einheitlich. Sie wird unter Berücksichtigung 
der durchschnittlichen Lagerkosten und Zinsen fest- 
gesetzt. 

Artikel 7 

Die Fasern können nicht auf den Markt gebracht 
werden, solange sie Gegenstand eines Lagerver- 
trags sind. 

Artikel 8 

1. In regelmäßigen Abständen, jedenfalls aber vor 
Ende jedes Wirtschaftsjahres, wird nach dem Ver- 
fahren des Artikels 13 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1308/70 eine Untersuchung der Marktlage vor- 
genommen. 

2. Wenn die Marktlage und das Preisniveau es 
erfordern, wird nach dem Verfahren des Artikels 12 
der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 beschlossen, 

a) daß der Abschluß der Verträge eingestellt wird 
und 

b) gegebenenfalls, daß die Laufzeit der abgeschlos- 
senen Lagerverträge verkürzt wird. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1308/70 des Rates über die gemeinsame Markt- 
organisation für Fladis und Hanf wird, wenn auf 
dem Markt für Flachs- und Hanffasern ein zeit- 
weiliges Ungleichgewicht auftritt, beschlossen, den 
Besitzern von Fasern die Möglidikeit zu geben, 
Lagerverträge abzusdiließen. Den Besitzern von 
Fasern, die derartige Verträge abgeschlossen haben, 
wird eine Beihilfe gewährt. 

Die Grundregeln zur Anwendung dieses Artikels 
werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages erlassen. 

Dies ist Gegenstand dieses Entwurfes. 

2. Die Grundregeln zur Anwendung von Artikel 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 sollen in erster 
Linie die Kriterien der Bestimmung des zeitweiligen 
Marktungleichgewichts betreffen. In Anbetracht der 
besonderen Merkmale des Flachs- und Hanfmarktes 
und im Hinblick auf eine größtmögliche Wirksam- 
keit der Regelung empfiehlt es sich nicht, die in 
Erwägung zu ziehenden Elemente für die Benen- 
nung des zeitweiligen Ungleichgewichts zu genau 
zu bestimmen. Es ist zweckmäßiger, von Fall zu Fall 
eine Beurteilung unter Berücksichtigung folgender 
Faktoren abzugeben: Verfügbare Fasermengen, 
Nachfrage nach Fasern und Preisentwicklung. 

3. Da ein zeitweiliges Ungleichgewicht beseitigt 
werden soll, darf die Laufzeit der Verträge das 
Ende des Wirtschaftsjahres nicht überschreiten, der 
etwaige Abschluß von Verträgen für das folgende 
Wirtschaftsjahr muß nämlich nach Maßgabe einer 
neuen Beurteilung der Lage und mit Rücksicht auf 
die Veränderung der verfügbaren Mengen nach der 
Ernte beschlossen werden. 

4. Was die Besitzer von Fasern anbelangt, mit 
denen Verträge abgeschlossen werden sollen, ist es 
zweckmäßig, sich auf diejenigen zu beschränken, 
die Fasern zum Zwecke der Vermarktung besitzen. 
Da der Vertragsabschluß zur Marktregulierung bei- 
tragen soll, ist es nämlich nicht sinnvoll, die Ver- 
träge mit den Verarbeitern abzuschließen, da dies 
nicht zur Erreichung des angestrebten Ziels bei- 
tragen dürfte. 

5. Für die Marktregulierung genügt es, wenn nur 
ein gewisser Teil der verfügbaren Mengen vom 
Markt zurückgenommen wird. Außerdem ist es nicht 


zweckmäßig, die Zahl der Verträge zu erhöhen, da 
dadurch auch das Problem der Kontrolle erschwert 
würde. Daher empfiehlt es sich. Höchst- und Min- 
I destmengen festzusetzen, über die Verträge abge- 
schlossen werden können. 

6. Der Betrag der Beihilfe muß hoch genug fest- 
gesetzt werden, um die Besitzer von Fasern am Ab- 
schluß von Verträgen zu interessieren. Es muß also 
möglich sein, den Beihilfebetrag nach Maßgabe der 
Lage und unter Berücksichtigung der für die Besitzer 
mit einer längeren Lagerung der Fasern und der 
Kapitalstillegung verbundenen Kosten zu variieren. 
Um eine Abweichung in der Behandlung der Be- 
sitzer von Fasern zu vermeiden, empfiehlt es sich 
für die Gemeinschaft einen einheitlichen Betrag vor- 
zusehen. 

7. Soweit die Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr, 1308/70 ein langfristiges Gleichgewicht 
auf dem Markt bewirken, dürfte es nicht notwendig 
sein, regelmäßig Lagerverträge abzuschließen. 

Angesichts der bisherigen Entwicklung kann davon 
ausgegangen werden, daß ein zeitweiliges Ungleich- 
gewicht durchschnittlich in zwei von fünf Wirt- 
schaftsjahren auftreten könnte. 

Andererseits könnte man auf Grund der Erfahrun- 
gen, die auf diesem Gebiet in einigen Mitglied- 
staaten gemacht wurden, annehmen, daß es zur 
Wiederherstellung des Gleichgewichts ausreichend 
wäre, Verträge für eine, nicht über 15Vo liegende 
verfügbare Menge abzuschließen, das sind ange- 
sichts des derzeitigen Produktionsniveaus rund 
j 15 000 Tonnen Fasern. 

Was die Höhe der Beihilfe anbelangt, wurde bei der 
Lagerung von Flachsfasern in Frankreich vor der 
Einführung der gemeinsamen Marktorganisation 
davon ausgegangen, daß sich sämtliche Ausgaben 
für die Lagerung der betreffenden Fasern in Inter- 
ventionsstellen auf rund 38 RE/t/6 Monate beliefen. 
Falls dieser Betrag von der Gemeinschaft zugrunde 
gelegt würde und die durchschnittliche Laufzeit der 
Verträge sechs Monate betrüge, beliefe sich die 
finanzielle Auswirkung der vorgeschlagenen Rege- 
lung, berechnet für ein Wirtschaftsjahr, in dem 
Lagerverträge abgeschlossen werden, auf 570 000 RE, 

Da Verträge im allgemeinen jedoch nur in zwei von 
fünf Wirtschaftsjahren abgeschlossen werden soll- 
ten, betrüge die durchschnittliche Belastung jährlich 
nur 230 000 RE. 
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